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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Juli 1964 

6 — 68070 — 5780/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschafts-ZAgrarpolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Regelung des Handels mit 
einzelnen landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, 
eine Verordnung des Rats mit der Warenliste zur Verord- 
nung . . ./64 des Rats zur Regelung des Handels mit einzel- 
nen landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 6. Juli 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments zu den genannten Vorschlägen beschließen. 
Die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist nicht 
vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Regelung des Handels mit einzelnen landwirtschaftlichen 
V erarbeitungserzeugnissen 

(Von der Kommission dem 'Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik ge- 
troffenen Maßnahmen richten sich nur auf solche Er- 
zeugnisse der Landwirtschaft, die in Anhang II zum 
Vertrag aufgeführt sind, berühren jedoch nicht den 
mitgliedstaatlichen Handel mit Verarbeitungserzeug- 
nissen, die nicht unter die agrarpolitischen Bestim- 
mungen des Vertrags fallen. Die Folge ist, daß es 
hier im Handel erhebliche Preisunterschiede zwi- 
schen dem Rohprodukt und dem verarbeiteten Pro- 
dukt gibt. 

Bei einigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die 
noch nicht in eine gemeinsame Marktorganisation 
einbezogen sind, gibt es zum Teil erhebliche Un- 
terschiede zwischen den Inlandspreisen der Mitglied- 
staaten. Meistens liegen die Inlandspreise wesent- 
lich über den Preisen, die bei der Ausfuhr der Ver- 
arbeitungserzeugnisse in andere Mitgliedstaaten 
üblich sind. 

Die Folge ist, daß die Preise der landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse, die weiterverarbeitet in andere 
Mitgliedstaaten ausgeführt werden, vielfach we- 
sentlich unter den Inlandspreisen liegen. 

Diese Disparitäten sind bisher nicht im gleichen 
Maße ausgeschaltet worden wie die Beschränkungen 
des freien Warenverkehrs innerhalb der Gemein- 
schaft. Die verarbeitende Industrie des Einfuhrlan- 
des arbeitet also, was den Zugang zu den landwirt- 
schaftlichen Rohstoffen anbelangt, nicht unter den 
gleichen Wettbewerbsbedingungen wie die verar- 
beitende Industrie des Ausfuhrlandes, weil die Roh- 
stoffkosten nicht gleich sind, die in verschiedenen 
Fällen einen erheblichen Teil der Produktionskosten 
der Verarbeitungserzeugnisse ausmachen. Mit fort- 
schreitender Verwirklichung des freien Warenver- 
kehrs mögen diese Schwierigkeiten noch zunehmen. 

Danach würde in den Einfuhrländern der Absatz 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse an die weiterver- 
arbeitende Industrie zurückgehen. 

Die am 4. April 1962 vom Ministerrat für verschie- 
dene landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 


beschlossene Ausgleichsabgabe hat nur zum Teil ge- 
wirkt und an den Ursachen nichts geändert. 

Die Einführung des Abschöpfungssystems bedeu- 
tete in diesen Fällen, daß die landwirtschaftliche 
Erzeugung gegenüber Drittländern nicht mehr in 
der gleichen Weise geschützt war wie die Verar- 
beitungserzeugnisse. In einzelnen Fällen ergab sich 
hieraus für die verarbeitende Industrie der Mit- 
gliedstaaten eine drastische Reduzierung der Vor- 
teile, die sie bisher in der Gemeinschaft genossen 
hatten. 

Einen Ausweg aus diesen Schwierigkeiten bietet 
eine gemeinschaftliche Regelung des Handels, die 
einmal die Einfuhrpreise der in den Verarbeitungs- 
erzeugnissen enthaltenen landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse auf das Niveau der Inlandspreise anhebt 
und zum anderen die verarbeitende Industrie schützt. 

Ein Ausgleich der Preise läßt sich erreichen durch 
Abschöpfungen und Erstattungen, die mit fortschrei- 
tender Angleichung der Agrarpreise innerhalb der 
Wirtschaftsgemeinschaft abgebaut und gegenüber 
dritten Ländern vereinheitlicht werden. 

Der Schutz der verarbeitenden Industrie läßt sich 
durch einen für alle Mitgliedstaaten gleichen Zoll 
erreichen. Die Höhe des Zolls und sein schrittweiser 
Abbau richten sich nach den Zollsenkungen für nicht 
in Anhang II zum Vertrag aufgeführte Waren. 

Die Handelsregelung schließt jede staatliche Inter- 
vention bei der Ausfuhr von Verarbeitungserzeug- 
nissen nach Mitgliedstaaten — insbesondere in Form 
von Beihilfen zur Verbilligung der in ihnen enthal- 
tenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse — aus. 

Die Gewährung von Beihilfen und Erstattungen 
bei der Ausfuhr der Verarbeitungserzeugnisse nach 
dritten Ländern ist geeignet, den Wettbewerb zwi- 
schen den verarbeitenden Industrien der Mitglied- 
staaten zu verfälschen, und zwar sowohl auf dritten 
Märkten wie auf dem Gemeinsamen Markt. Es muß 
hier also auch im Export nach dritten Ländern gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für die Industrie geben. 

Die Handelsregelung soll den Schutz der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse wie der Verarbeitungs- 
erzeugnisse innerhalb der Mitgliedstaaten und 
gegenüber dritten Ländern harmonisieren und an 
die Stelle der gegenwärtigen mitgliedstaatlichen 
Schutzmaßnahmen gegenüber anderen Mitglied- 
staaten und dritten Ländern treten. 

Hierzu ist es erforderlich, daß der Veredelungs- 
verkehr für die Ausfuhr von landwirtschaftlichen 
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Verarbeitungserzeugnissen nach Mitgliedstaaten 
aufgehoben und für die Ausfuhr nach dritten Län- 
dern gemeinsamen Regeln unterworfen wird. 

Sollte bei den landwirtschaftlichen Ausgangspro- 
dukten eine Änderung eintreten, d. h. sollten die 
Weltmarktpreise soweit anziehen, daß sie über den 
Preisen in der Gemeinschaft liegen, muß die Han- 
delsregelung den veränderten Verhältnissen ange- 
paßt werden können. 

Die Zollbelastung der Einfuhr aus dritten Ländern 
darf im Einzelfall nicht höher sein als der gege- 
benenfalls vertraglich vereinbarte Zoll. Die prozen- 
tuale Belastung der Einfuhr aus Mitgliedstaaten muß 
niedriger sein als der Zoll und nötigenfalls gesenkt 
werden. Um die Nachteile, die sich bei einer Zoll- 
senkung für die Handelsregelung ergeben können, 
möglichst auszuschalten, darf die Einfuhr aus EWG- 
Ländern nur mit höchsten neun Zehntel des dritten 
Ländern gegenüber konsolidierten gemeinsamen 
Außenzolls belastet werden. 

Für diese Maßnahmen, die zusammen die gemein- 
schaftliche Handelsregelung bilden, hat der Vertrag 
keine Vollmachten vorgesehen - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TEIL I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

Für einzelne Waren, die nicht unter die agrar- 
politischen Bestimmungen des Vertrags fallen, aber 
das Ergebnis der Verarbeitung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse sind, wird für den Handel unter den 
Mitgliedstaaten und mit dritten Ländern eine Ein- 
fuhr- und Ausfuhrregelung getroffen, deren Ziel es 
ist, die Kosten für die Beschaffung der in den Ver- 
arbeitungserzeugnissen enthaltenen Rohstoffe zu 
vereinheitlichen und den Schutz von Rohstoffen und 
Verarbeitungserzeugnissen zu harmonisieren; Be- 
dingungen und Einschränkungen werden im folgen- 
den geregelt. 

Artikel 2 

1. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
während der zweiten Stufe einstimmig, später 
mit qualifizierter Mehrheit, die Warenliste, die 
den Geltungsbereich der Verordnung abgrenzt. 

2. Als Grunderzeugnisse im Sinne dieser Verord- 
nung gelten: 

KlasseTarifnummer Warenbezeichnung 


A 

Kapitel 10 

Getreide 


B 

04.02 

Milch und Rahm, haltbar ge- 



macht, eingedickt oder 
gezuckert 

ein- 


04.03 

Butter 


C 

17.01 

Rüben- und Rohrzucker, 

fest 


17.03 

Melassen, auch entfärbt 



3. Für Waren im Sinne von Absatz 1, die aus an- 
deren landwirtschaftlichen Erzeugnissen als 
Grunderzeugnisse hergestellt werden, beschließt 
der Rat auf Vorschlag der Kommission und mit 
qualifizierter Mehrheit erforderlichenfalls die 
Angleichung dieser landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse an diese Grunderzeugnisse und bestimmt 
hierfür den Umrechnungsfaktor. 

4. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
und mit qualifizierter Mehrheit für jede der in 
dieser Verordnung erfaßten Waren pauschal, in 
welcher Menge Grunderzeugnisse im Sinne von 
Absatz 2 in ihnen anzunehmen sind, und nament- 
lich die Mengen, die wegen ihrer Geringfügigkeit 
nicht berücksichtigt werden. Der Rat bestimmt 
die Mengen unter Berücksichtigung der von ihm 
festgelegten Zollspezifikationen. 


TEIL II 

Handel zwischen Mitgliedstaaten 

Artikel 3 

Waren im Sinne von Artikel 2 Absatz 1, zu oder 
bei deren Herstellung Grunderzeugnisse oder ähn- 
liche Erzeugnisse aus dritten Ländern oder anderen 
Mitgliedstaaten verwendet wurden, und die der aus- 
führende Mitgliedstaat nicht mit den üblichen Zöllen 
oder Abgaben gleicher Wirkung belegt hat oder bei 
denen vorbehaltlich Artikel 8 Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung ganz oder teilweise erstattet wor- 
den sind, dürfen von Mitgliedstaaten nicht nach an- 
deren Mitgliedstaaten ausgeführt werden. 

Artikel 4 

1. Bei der Einfuhr aus Mitgliedstaaten wird anstelle 
des bisher üblichen Zolls auf Waren dieser Ver- 
ordnung eine Abgabe erhoben, die sich zusam- 
mensetzt aus 

a) einem festen Bestandteil in Form eines für 
alle Mitgliedstaaten gleichen Wertzolls zum 
Schutz der verarbeitenden Industrie; 

b) einer Ausgleichsabschöpfung, deren Höhe 
sich in jedem Mitgliedstaat nach Artikel 6 be- 
stimmt; sie soll für den Anteil der Grund- 
erzeugnisse, der nach Artikel 2 Absatz 4 fest- 
gelegt wird, den Preisunterschied zwischen 
dem einführenden und ausführenden Mit- 
gliedstaat ausgleichen, wenn die Grund- 
erzeugnisse im Ausfuhrland billiger sind als 
im Einfuhrland. 

2. Der einführende Mitgliedstaat kann die Erhe- 
bung des festen Abgabenbestandteils im Sinne 
von Absatz 1 a) ganz oder teilweise aussetzen. Er 
unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten und die 
Kommission. 

Artikel 5 

1. Die Einfuhrabgabe des Artikels 4 Absatz 1 a) 
entspricht für die Waren dieser Verordnung dem 
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festen Abgabenbestandteil des Artikels 10 Ab- 
satz a), der bei der Einfuhr aus dritten Ländern 
erhoben wird, und ist gemäß Artikel 14 des Ver- 
trags und den Beschleunigungsbeschlüssen linear 
abzubauen. Erhöhungen des festen Abgaben- 
bestandteils werden bei der Festsetzung der 
Einfuhrabgabe nicht berücksichtigt. 

2. Ist der feste Abgabenbestandteil des Artikels 10 
Absatz a) höher als der niedrigste Zoll eines Mit- 
gliedstaates am 1. Januar 1957, dann entspricht 
die Abgabe des Artikels 4 Absatz 1 a) dem ge- 
mäß Absatz 1 gesenkten Zoll. 


Artikel 6 

1 . Die Höhe der Ausgleichsabschöpfung des Ar- 
tikels 4 Absatz 1 b) bestimmt die Kommission. 
Die Abschöpfung wird jährlich für jeden Mit- 
gliedstaat gegenüber den anderen Mitgliedstaa- 
ten vorbehaltlich Absatz 4 und der Einführungs- 
maßnahmen der Kommission festgesetzt und tritt 
jeweils am 1. Oktober in Kraft. 

2. Für Waren, die aus der Verarbeitung von Grund- 
erzeugnissen der Klassen A und B des Artikels 2 
Absatz 2 oder von ähnlichen Erzeugnissen ent- 
stehen, errechnet sich die Ausgleichsabschöpfung 
aus der Differenz der für das Grunderzeugnis 
geltenden Schwellenpreise des einführenden und 
des ausführenden Mitgliedstaates. Berechnungs- 
grundlage ist der Durchschnitt der Schwellen- 
preise des laufenden Wirtschaftsjahres oder, so- 
weit schon festgelegt, des nächsten Wirtschafts- 
jahres. 

3. Für Waren, die aus der Verarbeitung von 
Grunderzeugnissen der Klasse C des Artikels 2 
Absatz 2 oder ähnlicher Erzeugnisse entstehen, 
errechnet sich die Ausgleichsabschöpfung aus der 
Differenz der für das Grunderzeugnis geltenden 
Inlandpreise ab Werk ohne Steuer des einfüh- 
renden und des ausführenden Mitgliedstaates. 

4. Stellt die Kommission fest, daß die Differenz der 
Inlandpreise des einführenden und des ausfüh- 
renden Mitgliedstaates — berechnet für die nach 
Artikel 2 Absatz 4 festgelegte Menge an Grund- 
erzeugnissen und unter Zugrundelegung der 
Preise des laufenden Wirtschaftsjahres — im 
Durchschnitt um mehr als 15Vo von der nach 
Artikel 6 berechneten Ausgleichsabschöpfung ab- 
weicht, nimmt sie eine entsprechende Korrektur 
vor. 

5. Die Ausgleichsabschöpfung bei Veredelungs- 
erzeugnissen aus mehreren Grunderzeugnissen 
oder ähnlichen Erzeugnissen entspricht der 
Summe der Ausgleichsabschöpfungen, die bei 
jedem einzelnen der verarbeiteten Erzeugnisse 
erhoben werden. 

6. Soweit erforderlich, erläßt die Kommission nach 
Anhörung der Mitgliedstaaten Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Artikel. 


Artikel 7 

Die Erhebung von Abgaben zollgleicher Wirkung 
bei der Einfuhr aus Mitgliedstaaten und mengen- 
mäßige Beschränkung der Einfuhr aus Mitglied- 
staaten oder Maßnahmen gleicher Wirkung sind bei 
Waren dieser Verordnung verboten. 


Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten können für Waren dieser 
Verordnung bei der Ausfuhr nach anderen Mit- 
gliedstaaten zum Ausgleich einer bei Grund- 
erzeugnissen oder ähnlichen Erzeugnissen gege- 
benen Differenz zwischen den eigenen und den 
Inlandpreisen des einführenden Mitgliedstaates 
eine Erstattung vornehmen. 

2. Die Erstattung darf nicht höher sein als die nach 
Artikel 6 ermittelte Ausgleichsabschöpfung für 
die gleiche Ware, wenn sie auch in umgekehrter 
Richtung gehandelt wird. 

Der Rat kann jedoch auf Vorschlag der Kommis- 
sion mit qualifizierter Mehrheit bestimmen, daß 
nur weniger erstattet werden darf, als im vor- 
stehenden Absatz vorgesehen, soweit es erfor- 
derlich ist, um damit Preisverzerrungen im 
Handel der Mitgliedstaaten und auf dem Markt 
des einführenden Mitgliedstaates zu verhindern. 

3. Die Gewährung von Beihilfen durch einen Mit- 
gliedstaat zur Verbilligung der Grundstoffe oder 
ähnlicher Erzeugnisse, die in den unter diese 
Verordnung fallenden Erzeugnissen enthalten 
sind, ist mit dem Gemeinsamen Markt unverein- 
bar und unzulässig. 

4. Soweit erforderlich, erläßt die Kommission nach 
Anhörung der Mitgliedstaaten Durchführungs- 
bestimmungen zu Absatz 1 und 2 dieses Artikels. 


Artikel 9 

Im Handel mit Waren dieser Verordnung, die 
mehrere Grunderzeugnisse oder ähnliche Erzeug- 
nisse enthalten, darf nicht zugleich eine Erstattung 
gezahlt und eine Ausgleichsabschöpfung erhoben 
werden. Die Kommission bestimmt, soweit erforder- 
lich, die Höhe der Erstattung und der Ausgleichs- 
abschöpfung und berücksichtigt dabei, inwieweit sich 
beide gegenseitig aufheben. 

TEIL III 

Einfuhr aus dritten Ländern 

Artikel 10 

Bei der Einfuhr aus dritten Ländern wird an Stelle 
des bisher üblichen Zolls auf Waren dieser Verord- 
nung eine Abgabe erhoben, die sich zusammensetzt 
aus 
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a) einem festen Bestandteil in Form eines für alle 
Mitgliedstaaten gleichen Wertzolls zum Schutz 
der verarbeitenden Industrie, 

b) einer Ausgleichsabschöpfung, deren Höhe sich in 
jedem Mitgliedstaat nach Artikel 12 bestimmt; 

sie soll für den nach Artikel 2 Absatz 4 ermittelten 
Anteil des Grunderzeugnisses den Unterschied zwi- 
schen dem Preis im einführenden Mitgliedstaat und 
beim Bezug aus dritten Ländern ausgleichen, wenn 
die Grunderzeugnisse aus dritten Ländern billiger 
sind. 

Artikel 11 

Der Zoll des Artikels 10 Absatz a) wird vom Rat 
nach den Regeln des Vertrags festgesetzt, abgeän- 
dert und ausgesetzt. 

Artikel 12 

1. Die Höhe der Ausgleichsabschöpfung des Arti- 
kels 10 Absatz b) bestimmt die Kommission. Die 
Abschöpfung wird jährlich für jeden Mitglied- 
staat gegenüber den anderen Mitgliedstaaten 
vorbehaltlich Absatz 4 und der Einführungsmaß- 
nahmen der Kommission festgesetzt und tritt je- 
weils am 1. Oktober in Kraft. 

2. Für Waren, die aus der Verarbeitung von Grund- 
erzeugnissen der Klassen A und B des Artikels 2 
Absatz 2 oder von ähnlichen Erzeugnissen ent- 
stehen, errechnet sich die Ausgleichsabschöpfung 
aus der Differenz zwischen dem für die Grund- 
erzeugnisse geltenden Schwellenpreise des ein- 
führenden Mitgliedstaates und dem Durchschnitt 
der cif-Preise der letzten 12 Monate vor Erhe- 
bung der Abschöpfung bei Bezug der Grund- 
erzeugnisse aus dritten Ländern. Berechnungs- 
grundlage ist der Durchschnitt der Schwellen- 
preise des laufenden Wirtschaftsjahres oder so- 
weit festgelegt, des nächsten Wirtschaftsjahres. 

3. Für Waren, die aus der Verarbeitung von Grund- 
erzeugnissen der Klasse C des Artikels 2 Ab- 
satz 2 oder von ähnlichen Erzeugnissen ent- 
stehen, errechnet sich die Ausgleichsabschöpfung 
aus der Differenz der für das Grunderzeugnis 
geltenden Inlandpreise ab Werk ohne Steuern 
im einführenden Mitgliedstaat und dem Durch- 
schnitt der cif-Preise der letzten 12 Monate vor 
Erhebung der Abschöpfung beim Bezug der 
Grunderzeugnisse aus dritten Ländern. 

Die cif-Preise der Grunderzeugnisse aus dritten 
Ländern werden von der Kommission festge- 
stellt. Die Beurteilungsmaßstäbe beschließt der 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit. 

4. Stellt die Kommission fest, daß die Differenz 
zwischen dem Einfuhrpreis und dem Inlandpreis 
im einführenden Mitgliedstaat für die nach Ar- 
tikel 2 Absatz 4 festgelegte Menge an Grundstof- 
fen an mehr als 30 aufeinanderfolgenden Tagen 
im Durchschnitt mehr als 15 Vo von der nach 
Artikel 12 ermittelten Ausgleichsabschöpfung 


abweicht, nimmt sie eine Korrektur an Hand der 
für diesen Zeitraum berechneten durchschnitt- 
lichen Differenz vor. 

5. Die Ausgleichsabschöpfung bei Veredelungs- 
erzeugnissen aus mehreren Grunderzeugnissen 
oder ähnlichen Erzeugnissen entspricht der 
Summe der Ausgleichs abschöpfungen, die bei 
jeder einzelnen der verarbeiteten Erzeugnisse 
erhoben werden. 

6. Soweit erforderlich erläßt die Kommission nach 
Anhörung der Mitgliedstaaten Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Artikel. 

Artikel 13 

1. Die Erhebung von Abgaben zollgleicher Wirkung 
bei der Einfuhr aus dritten Ländern und eine 
mengenmäßige Beschränkung der Einfuhr aus 
dritten Ländern oder Maßnahmen gleicher Wir- 
kung sind bei Waren dieser Verordnung ver- 
boten. 

2. Das Verbot mengenmäßiger Einfuhrbeschränkun- 
gen und Maßnahmen gleicher Wirkung in Ab- 
satz 1 gilt nicht für Waren aus Staatshandels- 
ländern. 

Artikel 14 

1. Die Vergütungen für Zölle und Abgaben gleicher 
Wirkung, die bei der Einfuhr von Grunderzeug- 
nissen oder ähnlichen Erzeugnissen erhoben 
werden, dürfen insgesamt nicht höher sein als 
die nach Artikel 12 errechnete Ausgleichsab- 
schöpfung bei der Einfuhr der gleichen Ware aus 
dritten Ländern in einen Mitgliedstaat. 

2. Wenn ein Mitgliedstaat Grunderzeugnisse oder 
ähnliche Erzeugnisse einführt, ohne daß ein Zoll 
oder eine zollgleiche Abgabe erhoben wird, um 
sie später als Ware im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1 nach dritten Ländern auszuführen, gel- 
ten die vom Rat nach Artikel 2 Absatz 3 und 4 
festgesetzten Veredelungssätze. 

Die Verwaltungsriciitlinien für die zoll- und ab- 
gabenfreie Einfuhr werden von der Kommission 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten erlassen. 

3. Die Beihilfen, die ein Mitgliedstaat bei der Aus- 
fuhr der Waren nach Drittländern zur Verbilli- 
gung der Grunderzeugnisse oder ähnlicher Er- 
zeugnisse gewährt, dürfen nicht höher sein als 
die nach Artikel 12 errechnete Ausgleichsab- 
schöpfung bei der Einfuhr dieser Waren aus drit- 
ten Ländern, gegebenenfalls vermindert um die 
Erstattungen oder Nullzölle, die dieser Mitglied- 
staat im Rahmen von Absatz 1 und 2 gewährt hat. 

Artikel 15 

Diese Verordnung beeinträchitgt nicht die An- 
wendbarkeit der Vertragsartikel, vor allem des Ar- 
tikels III, auf eine eventuelle Änderung der Be- 
stimmungen von Artikel 13 und 14. 
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TEIL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 16 

Es wird keine Ausgleichsabschöpfung unter 0,25 
Rechnungseinheiten je 100 kg einer Ware dieser 
Verordnung festgesetzt. 

Artikel 17 

Ist der Zoll einer Ware dieser Verordnung im 
GATT gebunden, dann darf die Abgabe des Arti- 
kels 10, ausgedrückt in Prozent des Einfuhrpreises 
der Ware, solange die Bindung besteht, nicht höher 
sein als der drittländer-gebundene Zollsatz des Ge- 
meinsamen Außentarifs. 

Die Abgabe des Artikels 4 auf Einfuhren aus der 
Gemeinschaft, ausgedrückt in Prozent des Einfuhr- 
preises der Ware, beträgt höchsten neun Zehntel des 
gemeinsamen Außenzolls. 

Artikel 18 

Der Rat kann für die Waren des Artikels 2 Ab- 
satz 1 auf Vorschlag der Kommission während der 
zweiten Stufe einstimmig, später mit qualifizierter 
Mehrheit, die Bestimmungen der Verordnung an 


etwaige Änderungen der für die Grunderzeugnisse 
geltenden Regelung anpassen. 

Artikel 19 

Die Einfuhr- und Ausfuhrregelung dieser Verord- 
nung tritt für die Waren des Artikels 2 Absatz 1 in 
Kraft zu dem vom Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion beschlossenen Zeitpunkt. Der Rat trifft vorher 
für die Waren die Maßnahmen des Artikels 2 Ab- 
satz 4 und des Artikels 11. 

! Außer Kraft treten zum gleichen Zeitpunkt die 
Ratsentscheidung vom 4. April 1962, mit der für ver- 
schiedene landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug- 
nisse eine Ausgleichabgabe eingeführt worden war, 
sowie die daraufhin ergangenen Kommissionsent- 
scheidungen, soweit sie noch in Kraft sind. 

Außer Kraft treten auch für die in ihnen enthal- 
tenen Grunderzeugnisse und ähnliche Erzeugnisse 
die Kommissionsentscheidungen zu Artikel 10 Ab- 
satz 2 Unterabsatz 2 des Vertrags. 

Artikel 20 

Diese Verordnung tritt in Kraft am Tage nach 
ihrer Verkündung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften. Sie gilt bis zum Ende der Über- 
gangszeit. Diese Verordnung ist in allen Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Drucksache IV/ 2482 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 

mit der Warenliste zur Verordnung /64 des Rats zur 

Regelung des Handels mit einzelnen landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnissen 


(Von der Kommission 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung . . . 764 des Rats zur 
Regelung des Handels mit einzelnen landwirtschaft- 
lichen Verarbeitungserzeugnissen, insbesondere Ar- 
tikel 2 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kosten der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
des Artikels 2 der Ratsverordnung . . . 764/EWG, die 
bei der Herstellung der in der folgenden Liste auf- 
geführten Waren Verwendung finden, wirken sich 
direkt in erheblichem Umfang auch auf die Produk- 
tionskosten dieser Waren aus. 

Die Verordnung muß daher auch für diese Waren 
gelten ■ — ■ 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung . . . ./64/ 
EWG genannte Liste enthält folgende Waren: 

Tarifnummer Warenbezeichnung 

17.04 -C Zuckerwaren, ohne Kakaogehalt, 
andere 

18.06 Schokolade und andere kakaohal- 

tige Lebensmittelzubereitungen 

19.01 Malzextrakt 

19.02 Zubereitungen zur Ernährung von 
Kindern oder zum Diät- oder Kü- 
chengebrauch auf der Grundlage 
von Mehl, Stärke oder Malz-Ex- 
trakt, auch mit einem Gehalt von 
Kakao von weniger als 50 Ge- 
wichtshundertteilen 


dem Rat vorgelegt) 


Tarifnummer Warenbezeichnung 

19.03 Teigwaren 

19.04 Sago einschließlich Kartoffelsago 

19.05 Lebensmittel, durch Aufblähen 
oder Rösten von Getreide herge- 
stellt (Puffreis, Corn Flakes und 
dergleichen) 

19.06 Hostien, Oblatenkapseln für Arz- 
neiwaren, Siegeloblaten und der- 
gleichen 

19.07 Brot, Schiffszwieback und andere 
gewöhnliche Backwaren, ohne Zu- 
satz von Zucker, Honig, Eiern, Fett, 
Käse oder Früchten 

19.08 Feine Backwaren, auch mit belie- 
bigem Gehalt an Kakao 

ex 21.01 -A Geröstete Kaffeemittel auf der 

Grundlage von Getreide 

ex 21,06 Hefen, lebend oder nicht lebend 

A. Hefen, lebend: andere (Bier- 
hefen, Destilleriehefen, Press- 
hefen) 

B. Hefen, nicht lebend 

21.07 Lebensmittelzubereitungen, ander- 

weit weder genannt noch in- 
begriffen, die Zucker, Milcherzeug- 
nisse, Getreide oder Erzeugnisse, 
die Getreideverarbeitungserzeug- 
nisse enthalten 

ex 22.02 Milchgetränke 

29.04 - C - II Mannit, Sorbit 

29.43 A Glukose (Dextrose) 

35.05 Dextrine, lösliche oder geröstete 
Stärke, Klebstoffe aus Stärke 

A. Dextrine; lösliche oder gerö- 
stete Stärke 

B. Klebstoffe aus Stärke 

38.12 -A-I Zubereitete Zurichtemittel, zube- 
reitete Appreturen, auf der Grund- 
lage von Stärke. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Ver- 
kündung im Amtsblatt der Europäisdien Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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